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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland und Italiens zu den zwischen den Regierungen 
Belgiens, Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande und des 
Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland 
geschlossenen und am 17. April 1950 in Brüssel Unterzeichneten 

Übereinkommen 

über Grenzarbeitnehmer und über Gastarbeitnehmer 
— Drucksache 1188 — 


A. Bericht des Abgeordneten Keller 


Dem Ausschuß für Arbeit wurde der Ratifikations- 
gesetzentwurf in der 81. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 14. Oktober 1959 überwiesen. Er 
beriet in seiner 57. Sitzung am 4. November 1959 
den Gesetzentwurf und stimmte ihm nach Anhö- 
rung der Begründung des Vertreters der Bundes- 
regierung einstimmig zu. Gleichzeitig wurde die 
von der Bundesregierung bei der Hinterlegung des 
Beitrittprotokolls zu den beiden Übereinkommen 
abgegebene Erklärung, die im Einvernehmen mit 
der Westeuropäischen Union nachträglich festgelegt 
worden ist, zur Kenntnis genommen und gegen 
ihren Inhalt keine Einwendung erhoben. Diese Er- 
klärung war notwendig geworden, da die beiden 
Übereinkommen keine Beitrittsklausel enthalten 
und die den beiden Übereinkommen beigefügten 
Anhänge durch das Beitrittsprotokoll vom 10. 
Dezember 1956 noch nicht um die beiden neuen 
Vertragspartner erweitert wurde. 

Der Zweck des Übereinkommens über Grenzar- 
beitnehmer besteht überwiegend darin, die bilate- 
ralen Abkommen über Grenzarbeitnehmer durch 
gewisse Normativvorschriften untereinander abzu- 
grenzen und zu ergänzen. Eine Ergänzung der bis- 
her bestehenden bilateralen Abkommen durch die 
vorliegenden Übereinkommen besteht darin, 


I a) daß sie auch auf Staatsangehörige anderer Mit- 
I gliedstaaten Anwendung finden, die in der 
Grenzzone eines anderen Mitgliedstaates woh- 
I nen und als Grenzarbeitnehmer in der Grenz- 

I Zone eines benachbarten Mitgliedstaates beschäf- 
j tigt sind. 

I b) daß Grenzarbeitnehmer, die für fünf Jahre un- 
unterbrochen als solche beschäftigt sind, die als 
Arbeitserlaubnis geltenden Grenzarbeitnehmer- 
karten für den darin angegebenen Beruf unab- 
hängig von der Lage des Arbeitsmarktes er- 
halten. 

Der Zweck des Übereinkommens über Gastarbeit- 
nehmer besteht in der Förderung der beruflichen 
Kenntnisse jüngerer Arbeitnehmer. Diesen soll es 
ermöglicht werden, sich zur Vervollkommnung ihrer 
Berufs- und Sprachkenntnisse vorübergehend in 
einen der Vertragsstaaten zwecks Ausübung einer 
Beschäftigung zu begeben, und zwar unabhängig 
von der Lage des Arbeitsmarktes, über den Aus- 
tausch von Gastarbeitnehmern bestehen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und zehn europä- 
ischen Ländern bereits zweiseitige Abkommen. Das 
vorliegende, ergänzend hinzutretende Überein- 
kommen wird vom Ausschuß besonders deshalb 
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begrüßt, weil es zwisdien der Bundesrepublik 
Deutschland und Großbritannien zu einem engeren 
Konnex führt. Im übrigen wird auf die Begrün- 
dung der Bundesregierung zum Ratifikationsgesetz- 
entwurf — • Drucksache 1188 S. 18 ff. — Bezug ge- 
nommen. 

Der Bundesrat hat in seiner 203. Sitzung am 
20. März 1959 die Zustimmungsbedürftigkeit be- 
schlossen und vorgeschlagen, in der Einleitung des 
Gesetzentwurfs die Worte „mit Zustimmung des 


Bundesrates'' einzufügen, da in Artikel 8 des Über- 
einkommens über Grenzarbeitnehmer vom 17. April 
1950 auch die Einkommensteuer angesprochen 
werde, deren Aufkommen den Ländern teilweise 
zustehe. Außerdem sind die Aufenthaltsgenehmi- 
gungen nach Artikel 2 und 9 des Übereinkommens 
über Gastarbeitnehmer von den zuständigen Län- 
derbehörden zu erteilen. Dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates haben die Bundesregierung und 
der Ausschuß für Arbeit zugestimmt. 


Bonn, den 12. November 1959 


Keller 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1188 — un- 
verändert anzunehmen, 

2. die von der Bundesregierung bei der Hinter- 
legung des Beitrittprotokolls zu den beiden 
Übereinkommen abgegebene Erklärung, die im 
Einvernehmen mit der Westeuropäischen Union 
nachträglich festgelegt worden ist, zur Kenntnis 
zu nehmen und gegen ihren Inhalt keine Ein- 
wendungen zu erheben. 


Bonn, den 12. November 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Keller 

Berichterstatter 



